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§1 Name, Sitz, Rechtsform, Vereinsfarben, Geschäftsjahrund Zweck des Vereins

(1) DerVerein führtden Namen „Turnverein Altötting 1864 e. V." (kurz „TVA"),
(2) Der Verein hat seinen Sitz in 84503 Altöttlng.
(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Traunstein eingetragen.
(4) Die Vereinsfarben sind „rot-weiß".Der Verein führtdas in dieser Satzung abgebildete Logo.
(5) Das Geschäftsjahrist das Kalenderjahr,
(6) Der Zweck des Vereins Ist die Pflege und Förderung des Sports. Der Satzungszweck wird

insbesondere durch die Emchtung und Unterhaltung von Sportanlagen und Sporteinrichtungen,
die Ermöglichung und Förderung sportlicher Ubungen und Leistungen, die Durchfuhrung von
Sportveranstaltungen, die Aus- und Weiterbildung von Sportlern, Ubungsleitern und Tralnern
verwirklicht. . a,<8;..

§2 Gemeinnützigkeit,Ziele und Grundsätze

(1)

•'oSa

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinn des
Abschnitts „SteuerbegünstigteZwecke" der Abgabenordnung.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
SämtlicheMiltel des Vereins dürfennur fürsatzungsgemäßeZwecke verwendet werden.

(3) Eine etwaige Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein dem Bayerischen
Landes-Sportverband e. V., den Fachverbänden seiner Abtellungen und dem zuständigen
Finanzamt fürKörperschaftan.

(4) Die Mitglleder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder dureh unverhältnismäßighohe
Vergütungen, begünstigtwerden.

(5) Zielsetzung des Vereins ist die ausgewogene Förderung des Jugend-, des Senioren-, des
Gesundheits-, des Breiten- sowie des Leistungssports unter Berücksichtigung der
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und der Erhaltung der Gemeinnützigkeit.

(6) Alle Vereinsämtersind Ehrenämter.An Vereinsmitglieder in gewählten Ehrenämtern kann mit
einer pauschalen Entschädigungin gesetzlich zulässigerHöhetatsächlichentstandener - auch
zeitlicher - Aufwand erstatlet werden. Ubersteigen die anfallenden Aufgaben das zumutbare
Maß ehrenamtlicher Tätigkeit, so kann der Erweiterte Vorstand hauptamtliches Personal
bestellen.

(7) Parteipolitische, konfessionelle oder rassistische Bestrebungen sind ausgeschlossen.
(8) Der Verein ist Mitglied im Bayerischen Landes-Sportverband e. V. und erkennt dessen Satzung

und Ordnungen an. DarUber hinaus ist der Verein Träger der Mitgliedschaften bei den
abteilungsbezogenen Fachverbänden.

(9) Durch die Mitgliedschaft von Einzelpersonen zum Verein wird auch die Zugehörigkeit der
Einzelpersonen zum Bayerischen Landes-Sportverband e. V. sowie zu denjenigen
Sportfachverbändenvermlttelt, deren Sportart das betreffende Mitglied im Verein ausübt. Die
von den Sportfachverbänden im Rahmen ihrer Zuständigkeit erlassenen
Satzungsbestimmungen, Statutan, Ordnungen und Durchführungsbestimmungen sind fürden
Verein im Rahmen seiner Mitgliedschaft in diesen Sportfachverbändenverbindlich. Der Verein
unterwirft sich den Entscheidungen der Organe der vorgenannten Fachverbände im Rahmen
ihrer Zuständigkeit.Die Vereinsmitglieder und die aktiven Sportler der betreffenden Abteilungen
des Vereins unterwerfen sich der Schiedsgerichtsbarkeit der vorgenannten Sportfachverbände
im Rahmen ihrer Zuständigkeitauch als Einzelmitglieder.

(10)Der Verein beachtet bei der Verwirklichung der satzungsgemäßenZwecke die Belange des
Umwelt- und Naturschutzes.

(11 )Der Verein verurteilt Beleidigungen, Mobbing und Missbrauch jeglicher Art, egal ob in Wort, Bild
oderTat, und wird bei Kenntnisnahme dagegen vorgehen.

(12)Die Inhalte dieser Satzung sprechen Personen aller Geschlechter gleichermaßen an. Zur
besseren Lesbarkeit wird nur die männliche Sprachform ( z. B. Sportler, Vorsitzender,
GeschäftsfOhrer,Abteilungsleiter) verwendet. Wenn im Text der Satzung oder der Ordnungen
desVereins bei FunktJonsbezeichnungen die weibliche oder männlicheSprachform verwendet
wird, so können unabhängig davon alle Amter von Personen jeglichen Geschlechts besetzt
werden.



§3 Mitgliedschaft im Verein

(1) Die Zahl der Mitglieder des Vereins ist nicht begrenzt; Beschränkungen auf bestimmte
Personenkreise aus religlösen,politischen oder rassistischen Gründensind nichtzulässig.

(2) Die Mitgliedschaft im Verein wird dureh Aufnahme erworben, der ein schriftlicherAntrag voraus
zu gehen hat.

(3) Wer sich innerhalb des Vereins und seiner Abteilungen sportlich betätigt oder an
verantwortlicher Stelle in den Organen mitwirkt, ist aktives, ordentliches Mitglied.

§4 Mitgliederarten im Verein

(1) Ordentliche, aktive Mitglieder
a. Erwachsene sind natürlichePersonen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.
b. Jugendliche sind natürliche Personen ab dem vollendeten 14. bis zum vollendeten18.

Lebensjahr.
c. Kinder sind natürlichePersonen bis zum vollendeten 14. Lebensjahr.

(2) AußerordentlicheMitglieder ;
a. Die Mitgliederversammlung kann auf Vorschlag des Ausschusses frühere erste oder

zweite Vorsitzende des Verelns zu Ehrenvorsitzenden bestellen.
b. Der Ausschuss kann auf Vorschlag des erweiterten Vorstandes Mitglieder, die sich um

den Sport Im Allgemeinen oder um den Verein im Besonderen in hervorragender Weise
verdient gemacht haben, zu Ehrenmitglieder emennen.

c. Passive Mitglleder des Vereins sind natüriiche Persönen, dle keine Leistungen des
Vereins im Sportbetrieb mehr in Anspruch nehmen. Sie haben weiterhin
Tellnahmerecht an Veranstaltungen des Vereins an der Mitgliederversammlung und an
weiteren Versammlungen, haben dort Stimmrecht und sind, sofern volljährig, fürein

: Vereinsamt wahlbar. Den Status eines Passiven Mitglieds erlangt man nur auf Antrag,
den der Erweiterte Vorstand bestätigenmuss.

§5 Beginn der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft ist durch Abgabe des schriftlichen Aufnahmeantrags mit dem vom Verein
bereitgehaltenen Formular bei der Geschäftsstellezu beantragen. Der Aufnahmeantrag ist auf
der Homepage des Vereins (www.tv-altoetting.de) hinterlegt.

(2) Der Aufnahmeantrag nicht voll Geschäftsfähigerist von dem oder den gesetzlichen Vertretern
zu unterzeichnen. Ist fürden Antragsteller eine Betreuung fürden Aufgabenkreis der Personen-
und Vermögenssorgeangeordnet, so ist der Aufnahmeantrag vom Betreuer zu unterzeichnen
und eine Kopie des Betreuerausweises beizufügen.

(3) Uber den Aufnahmeantrag und dle Mitgliedschaft entscheldet der Vorstand nach §26 BGB
gemeinsam mit dem Geschäftsführer, sofem dieser bestsllt wurde. Der Erwerb der
Mitgliedschaft im Verein wird zu dem im Aufnahmeschreiben genannten Zeitpunkt wirksam. Der
Beitritt wird wirksam, wenn dem Aufnahmeantrag nicht innerhalb eines Zeitraumes von 4
Wochen nach Zugang durch den Erweiterten Vorstand schriftlich, unter Angabe von Gründen
widersprochen wird.

(4) Gegen einen den Aufnahmeantrag ablehnenden Entscheid, kann derAntragsteller Beschwerde
erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab Zugang des ablehnenden Entscheids
schriftlich in der Geschaftsstelle einzulegen. Bei Ablehnung des Aufnahmeantrags kann der
Ehrenrat angerufen werden; dieser entscheidet mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen.

(5) Die Mitgliedschaft beginnt mit der Aufnahme in den Verein.
(6) Mit dem Aufnahmeantrag verpflichtet sich der Antragsteller, die Satzung und die Ordnungen

des Vereins in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie die Beschlüsse, Entscheidungen und
Weisungen derVereinsorgane anzuerkennen.

(7) Jedes ordentliche Mitglied kann unter Angabe von Gründen die Umwandlung in eine passive
Mitgliedschaft schriftlich beantragen.

(8) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbarund nicht vererblich.



§6 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch
a. KQndigung der Mitgliedschaft ( Austritt)
b. Streichung aus der Mitgliederliste
c. Ausschluss aus dem Verein
d. Tod des Mitglieds
e. Auflösungdes Vereins

(2) Mit Beendlgung der Mitgliedschaft erlöschen sämtliche Rechte des Mitglieds sowie alle
Ansprüchedes Mitglieds aus der Mitgliedschaft unbeschadet etwaiger Ansprüchedes Vereins
gegen das Mitglied.

(3) Bei Mitgliedern, die ein Vereinsamt nach dieser Salzung ausüben, endet das Amt mit
Beendigung der Mitgliedschaft; sle haben auf Verlangen des Erweiterten Vorstands diesem
gegenüberübsrihre bisherige TätigkeitRechenschafl abzulegen.

(4) Vereinseigentum und Vereinsunterlagen, die sich im Besitz des ausscheidenden oder
ausgeschiedenen Mitglieds oder dessen Rechtsnachfolger befinden, sind unverzüglich an den
Verein zurückzugeben.

§7KündigungderMitgliedschaft(Austritt) ."W r A

(1) Die Kündigung der Mitgliedschaft erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber der
Geschäftsstelle,deren Kontaktdaten auf der Homepage des Vereins unter www.tv-altoetting.de
angegeben sind.

(2) Die Kündigungist nur zum Schluss eines Kalenderjahres moglich.
(3) Die Kündigung wird nur dann wlrksam, wenn diese spätestens 6 Wochen vor Ende des

Kalenderjahres in der Geschäftsstellevorliegt.
(4) Die Kündigung nicht voll Geschäftsfähigerist von dem oder den gesetzlichen Vertretern zu

unterzeichnen. Ist fürdas Mitglied eine Betreuung mit dem Aufgabenkreis der Personen-oder
Vermögenssorgeangeordnet, so ist die Austrittserklärungvom Betreuer zu unterzeichnen und
eine Kopie des Betreuerauswelses beizufUgen.

(5) Die Bestätigungder Kündigung ist dem betroffenen Mitglied schriftlich mitzuteilen.

§8 Streichung aus der Mitgliederliste

(1) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Erweiterten Vorstands aus der Mitgliederliste gestrichen
werden, wenn es trotz entsprechender schriftlicher Mahnungen mit seinen
Zahlungsverpflichtungen gegenüberdem Verein in Rückstandist.

(2) Die Streichung von der Mitgliederliste darf erst beschlossen werden, nachdem seit Absendung
des letzten Mahnschreibens an letzte bekannte Adresse des Mitglieds drei Monate verstrichen
sind und das Mitglied seine Zahlungsverpflichtungen gegenüberdem Verein nicht erfüllthat.

(3) Die Streichung entbindet nicht von den Forderungen des Vereins an den Ausgeschiedenen.
(4) Die Streichung von der Mitgliederliste ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen.

§9 Ausschluss aus dem Verein

(1) Ein Mitglied kann vom Verein ausgeschlossen werden, wenn in seiner Person ein wichtiger
Grund vorliegt. Ausschlussgründekönnen insbesondere sein:

a. Grobe oder wiederholte Zuwiderhandlungen gegen die Verelnssatzung
b. Bewusste oder wiederholte Nichtachtung der Anordnungen der Vereinsorgane oder

deren Beauftragten
c. In sonstigen Fällen, die die Annahme rechtfertigen, dass der Auszuschließendeden

Vereln bei der Verfolgung seiner Vereinsziele vorsätzlichoder fahrlässigbehindert.
(2) Das Ausschlussverfahren muss schriftlich beim Erweiterten Vorstand beantragt werden.

Antragsberechtigt sind die Mitglieder des Erweiterten Vorstands und die entsprechenden
Vertreter der Abteilungen.



(3) Ober den Ausschluss entscheidet der Erweiterte Vorstand nach vorheriger Anhörung der
betroffenen Parteien in geheimer Abstimmung. Bei nicht voll geschäftsfähigenMitgliedern hat
auch der gesetzliche Vertreter das Recht auf Anhörung. Ist fürein Mitglied eine Betreuung mit
dem Aufgabenkreis der Personen- oder Vermögenssorgeangeordnet, so hat auch der Betreuer
das Recht aufAnhörung.

(4) Der Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied zusammen mit einer Begründung schriftlich
mitzuteilen. Gegen den mit Gründen versehenen Beschluss des Erweilerten Vorstands kann
das Mitglied Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab Zugang des
Ausschlussbeschlusses schriftlich beim Erweiterten Vorstand einzulegen. Ober dle Beschwerde
entscheidet der Erweiterte Vorstand, die Verantwortlichen der Abteilungen und der Ehrenrat
gemeinsam in einer außerordentlichen Sitzung mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
endgültig. Dem Betroffenen ist vor der endgültigen Beschlussfassung überden Ausschluss
ausreichend Gelegenheit zur persönlichenRechtfertigung zu geben.

(5) Bis zum Abschluss dieses vereinsinlernen Verfahrens ruhen sämtlicheRechte des Mitgliedes.
(6) Statt eines Ausschlusses aus dem Verein kann vom Erwelterten Vorstand ein zeitwelliges

Verbot der Benutzung der Vereinseinrichtungen und / oder der Teilnahme an
Vereinsveranstaltungen ausgesprochen werden, Bei der Umsetzung der Maßnahmenkann der
Verein von seinem Hausrecht Gebrauch machen.

(7) Der Ausgeschlossene kann wegen seines Ausschlusses keinerlei AnsprOche gegenüberdem
Verein geltend machen. „.„,

§10Rechte der Mitglieder

(1) Alle Mitgliedersind berechtigt
a. an den Mitgliederversammlungen, an den Abteilungsversammlungen und an den

Veranstaltungen des Vereins teitzunehmen.
b. die Einrichtungen und Ubungsstättendes Vereins unter Beachtung der Beschlüssedes

Erweiterten Vorstands odsr anderer Verelnsorgane, der Platz-, Hallen- und
Hausordnung sowie der sonstigen Ordnungen des Vereins zu benutzen.

c. in den Abteilungen des Vereins unter Beachtung der fQr die einzelnen Abteilungen
geltenden Ordnungen und Beschlüsse sowie der Anordnungen der Abteilungsleiter
oderderen Beauftragten im Rahmen der Ubungsstunden Sportzu treiben.

(2) Mitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr haben das aktive Stimmrecht in der
Mitgliederversammlung und in den Veranstaltungen der Abteilungen, In denen sle Mitglieder
sind,

(3) Jedes stimmberechtigte Mitglied hat nur eine Stimme. Dies gilt auch, wenn es mehrere
Vereinsämterbekleidet oder verschiedenen Vereinsorganen angehört. Das Stimmrecht kann
nur persönlich ausgeübtwerden. Gesetzliche Vertreter von nicht voll Geschäftsfähigenund
bestellte Betreuer haben kein Stimmrecht. Eine Ubertragung des Stimmrechts ist
ausgeschlossen.

(4) Das Stimmrecht ruht, solange das Mitglied mit seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüberdem
Verein längerals zwei Monate seit Fälligkeit in Rückstand ist, oder gegen das Mitglied ein
Antrag aufAusschluss aus dem Verein anhängig ist.

(5) Die stimmberechtigten Mitglieder wählen den Erwelterten Vorstand und die Abteilungsleitung
derjenigen Abteilungen, in denen sie Mitglied sind.

(6) Die stimmberechtigen Mitglieder haben das Recht, an den Erweiterten Vorstand, zur
Mitgliederversammlung und zu den Versammlungen der Abteilungen, in denen sie Mitglied sind,
Anträgezu stellen. Die Anträgesind schriftlich abzufassen, zu begründenund unter Beachtung
der entsprechenden Fristen einzureichen.

(7) Mitglieder des Vereins sind nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme
elnes Rechtsgeschäfts mit ihnen oder die Einleitung oder die Erledigung eines Rechtsstreits
zwischen ihnen und dem Verein betrifft. Der Ausschluss des Stimmrechts gilt ebenso, wenn
nahe Angehörigedes Vereinsmitglieds betroffen sind.

(8) Jedes ordentliche Mitglied ist nach Vollendung des 18. Lebensjahres für ein Vereinsamt
wählbar.



(9) Die Wahlbarkeit ruht, solange das Mitglied mit seinen Zahlungsverpflichtungen gegenQber dem
Verein längerals zwei Monate seit Fälligkeitin Rückstandisl oder gegen das Mitglied ein Anlrag
auf Ausschluss aus dem Verein anhängig ist.

§11Pflichten der IVIitglieder-Vereinskommunikation

(1) Alle Mitglieder sind verpflichtet
a. den Zweck des Vereins zu fördemund zu unterstützen.
b. die Grundsätzeund Ziele des Vereins, wie sie in der Satzung, in den Ordnungen und

den Beschlüssenniedergelegt sind, anzuerkennen und diese zu fördern.
c. alles zu unterlassen, was das Ansehen und den Zweck des Vereins gefährdet.
d. den Mitgliedsbeitrag nach der vom Ausschuss oder dem Erweiterten Vorstand

festgelegten Zahlungsweise im Voraus zu entrichten.
e. das Vereinseigentum und die durch den Verein in Nutzung genommenen

vereinsfremden Sportstätteneinschließlichderen Einrichtungen sorgsam zu behandeln
und fürgrob fahrlässigoder vorsätzlichverursachte Schädenaufzukommen.

f. den Verein rechtzeitig überÄnderungender im Aufnahmeantrag gemachten eigenen
Angaben zu ihrer Person zu informieren.

(2) Die Kommunikation und Information im Verein erfolgt vorrangig per E-Mail. Die Mitglieder sind
daher grundsätzlich verpflichtet, dem Verein ihre E-Mail Adresse sowie eine eventuelle
Änderungmitzuteilen."(3)
Innerhalb des Vereins, zwischen einzelnen Inhabern von Vereinsämtern, zwlschen
Obungsleitern und ihren Gruppen etc. ist es zulässig, wenn Informationen zum Vereinsbetrieb
auch überMessenger Dienste verbreltet werden. Dazu ist erforderlich, dass dem Verein die
Handynummer der betroffenen Personen zu Verfügung geslellt wird. Dies kann von jeder
Person frei entschieden werden.

(4) An den Verein oder ein Vereinsorgan zu richtende Erklärungen sind bei der Geschäftsstelle,
deren Adresse auf der Homepage des Vereins unter www.tv-altoetting.de angegeben ist,
einzureichen.

§12Beitragswesen * "

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträgeerhoben. Die Höheder Mitgliedsgrundbeiträgeund deren
Fälligkeit werden von der IVlitgliederversammlung auf Vorschlag des Vereinsausschusses
festgesetzt. Die Beiträge können nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden.
Fürdie Altersgruppen maßgeblichist das Alter, welches im Laufe des Kalenderjahres vollendet
wird. Scheidet ein ordentliches Mitglied aufgrund selnes Alters beitragsmäßigaus dem
Familienverbund aus, erwirbt es automatisch eine Einzelmitgliedschaft. So lange kein neues
SEPA Mandat vorliegt, wird der Beitragseinzug mit dem vorhandenen SEPA Mandat von dem
bekannten Konto veranlasst.

(2) Tritt ein ordentliches Mitglied im Laufe des Kalenderjahres dem Verein bei, wird der
Mitgliedsbeitrag anteilmäßigfürden Zeitraum fallig, in dem die Mitgliedschaft besteht. Als
Mindestzeitraum werden drei Monate angesetzt.

(3) Von Mitglledern, die in mehreren Abteilungen Mitglied sind, wird der Vereinsbeitrag nur einmal
erhoben.

(4) Der Erweiterte Vorstand ist berechtigt, zusätzlich zum Mitgliedsgrundbeilrag für einzelne
Abteilungen Abteilungsbeiträge in Abstimmung mit den jeweiligen Verantwortlichen der
Abteilungen festzusetzen.

(5) Ehrenmitglieder des Vereins sind von der Beitragspflicht befreit.
(6) Der Erweiterte Vorstand ist berechtigt, bei Vorliegen außerordentlicher Beweggründe ein

Mitglied auf Antrag von der Beitragspflicht teilweise oder ganz zu befreien.

(7) Einzelheiten zur Abwicklung des Beitragswesens kann der Erweiterte Vorstand in einer
Beitragsordnung regeln.



§13 Organe des Vereins

(1) Die Organe des Vereins sind
a. die Mitgliederversammlung
b. der Vorstand nach §26 BGB
c. der erweiterte Vorsland
d. der Vereinsausschuss
e. der Ehrenrat

(2) Der Erwelterte Vorstand ist berechtigt, Inhaber von Vereinsämtern nach dieser Satzung von
ihrem Amt zu entbinden, wenn diese es wünschenoder die Belange des Vereins dies erfordern.
Der Erweiterte Vorstand ist berechtigt, bis zur Wahl eines neuen Amtsinhabers einen
kommissarischen Amtsinhaberzu bestellen.

(3) Legt der Inhaber eines Vereinsamts sein Amt nieder, ist der Erweiterte Vorstand berechtigt, bis
zurWahl eines neuen Amtsinhabers einen kommlssarischen Amtsinhaberzu bestellen.

(4) Die Organe verwalten den Verein nach demokratischen Grundsätzen

BaWi

§14VergUtung der Verelnstätigkeit( Ehrenamtspauschale •i,
(1) Die Tätigkeltaller Verelnsorgane Ist grundsätzlichehrenamtlich.
(2) Uberstelgen die anfallenden Aufgaben das zumutbare Maßehrenamtllcher Tätigkeit,so können

einzelne Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeilen entgeltlich auf der
Grundlage einesAnstellungsvertrages nach §3 Nr. 26a EstG ausgeübtwerden.

(3) Die Entscheidung übereine entgeltliche Vereinstätigkeittrifft der Erweiterte Vorstand, Gleiches
gilt fürdie Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.

(4) An Vereinsmitglieder in gewahlten Ehrenämtern kann mit einer Entschädigung bis zur
gesetzlich zulässigen Höhe tatsächlich entstandener - auch zeltlichsr - Aufwand erstatlet
werden. Maßgebendist die Haushaltslage des Vereins.

§15 Dle Mitgliederversammlung —

(1) Die Mitgllederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Die Vereinsmitglieder
bestimmen, wie der Verein verwaltet wird. Sie üben Ihre Rechte in der Milgliederversammlung
aus.

(2) Ordentliche Mitgliederversammlung
a. FürjedesGeschäftsjahr ist eine ordentliche Mitgliederversammlung spätestens zum

31.12., möglichst aber bis zum 30.06., des auf das abgelaufene Geschäftsjahr
folgenden Jahres vom Vorstand nach §26 einzuberufen.

b. Der Termin der Mitgliederversammlung wird durch den Erweiterten Vorstand sechs
Wochen vorher auf der Homepage des Vereins unter www.tv-altoetting.de und durch
Bekanntgabe an die amtierenden Abteilungsleiter unter Mitteilung der vorläufigen
Tagesordnung bekanntgegeben.

c, Alle Mitglieder sind berechtigt, bis vier Wochen vor dem Termin der
Mitgliederversammlung schriftlich Anträge zur Tagesordnung mit BegrQndung beim
Erweiterten Vorstand über die Geschäftsstelle einzureichen. Darauf ist in der
Termlnankündlgung unter Hinweis auf dle Frist hinzuweisen. Die endgültige
Tagssordnung wird vom Vorstand festgelegt und zwei Wochen vor der
Mitgliederversammlung den Mitgliedern auf der Homepage des Vereins unter www.tv-
altoetting.de und durch Aushang in der Geschaftsstelle bekannt gegeben.

d. Anträge zur Behandlung in der Mitgliederversammlung müssen wenigstens 7 Tage
vorher beim Erweiterten Vorstand über die Geschäftsstelle schriftlich eingereicht
werden. Dringlichkeitsanträge in der Mitgliederversannmlung kommen nur dann zur
Beratung und Abstimmung, wenn die Mitgliederversammlung zustimmt. Antrage zur
Zweck- oder Satzungsänderung können nicht als Dringlichkeitsanlräge eingebracht
werden.

e. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von
einem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet.



f. Dle Aufgaben der ordentlichen Mitgliederversammlung sind ausschlleßlichfolgende:
(1) Entgegennahme des Geschäftsberichtsdes Erweiterten Vorstands
(2) Beschlussfassung überdie Entlastung des Erweilerten Vorstands
(3) Wahl des Erweiterten Vorstands
(4) Wahl der beiden Kassenprüfer
(5) Beschlussfassung überAnträgedes Erweiterten Vorstands
(6) Beschlussfassung überdie beim Erweiterten Vorstand form- und fristgerecht

eingegangenen Anträge zur Mitgliederversammlung, soweit nicht die
Zuständigkeitdes Erweiterten Vorstands oder des Ausschusses gegeben ist
Beschlussfassung über alle sonstlgen Angelegenheiten, die ihr vom(7)

(8)
(9)

Ausschuss zur Entscheidung vorgelegt werden
Beschlussfassung überdie Änderungder Satzung

(5)

(6)

Entscheidung überdie Auflösungdes Vereins
(3) AußerordentlicheMltgliederversammlung

a. Der Erweiterte Vorstand kann eine außerordentlicheMitgliederversammlung jederzeit
einberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

b. Der Erweiterte Vorstand muss eine außerordentliche Mitgliederversammlung
einberufen, wenn der Ausschuss dies verlangt. Weigert sich der Erwelterte Vorstand,
oder ist er nlcht in Funktion, so beruft der Ehrenrat die außerordentliche
Mitgliederversammlung ein.

c. Der Erweiterte Vorstand muss eine außerordentliche Mitgliederversammlung
einberufen, wenn ein Fünftelder Vereinsmitglieder dies unterschriftlich unter Angabe
des Zwecks und des Grundes verlangl. Weigert sich der Erweiterte Vorstand, oder Ist
er nicht in Funktion, so beruft der Ehrenrat die außerordentlicheMitgliederversammlung
ein.

d. Die außerordentliche Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen
Verhinderung von einem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist der Vorstand nach
§26BGB nicht in Funktion, leitet derVorsitzende des Ehrenrates die außerordentliche
Mitgllederversammlung.

e. Beschlussgegenstände einer außerordentlichen Mitgliederversammlung können nur
solche sein, die zur Einberufung geführt haben und in der Einberufung als
Tagesordnungspunkte genannt sind.

(4) Zu Beginn jeder Mitgliederversammlung Ist ein Verzeichnis der anwesenden und
stimmberechtigten Vereinsmitglieder auszustellen.
Jede Mitgliederversammlung ist ohne Rückslcht auf die Zahl der erschienenen
stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt.
In der Mitgliederversammlung wird offen abgestimmt, soweit die Satzung nichts anderes
bestlmmt. Die Mitgliederversammlung kann im Einzelfall auch die schriftliche Abstimmung
bestimmen. Einzelheiten zur Abwlcklung des Wahlverfahrens kann der Erweiterte Vorstand in
einerWahlordnung regeln.

(7) Zu einer Änderungder Satzung ist ej[ie [Vlshrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültlgen
Stimmen erforderlich. *y ^'

(8) Uber jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Protokollführerund
dem Leiter der Versammlung zu unterzeichnen ist.

§16 DerVorstand nach §26 BGB

(1) Der Vorstand nach §26 BGB besteht aus:
a. dem 1. Vorsitzenden und
b. zwei stellvertretenden Vorsitzenden

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. oder einen der beiden 2.
Vorsitzenden je fürsich allein vertreten. Im Innenverhältnis sind die zwei 2. Vorsitzenden zur
Vertretung nur in Fällen berechtigt, in denen der 1. Vorsitzende verhindert ist oder einen
ausdrücklichenVertretungsauftrag erteilt hat.



g 17 Der Erweiterte Vorstand

(1) Der Erweiterte Vorstand besteht aus:
a. dem Vorstand nach §26 BGB
b. dem Kassenverwalter
c. dem Jugendleiter
d. bis zu zwei weiteren Vorstandsmitgliedern und
e. dem Geschäftsführer.

(2) Die Mitglieder des Erweiterten Vorstands - mit Ausnahme des Geschäftsführers- werden von
der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Dia Wahldes1.und der 2.
Vorsitzenden geschieht mit Stimmzetteln, es sei denn, die Mitgliederversammlung beschließt
einstimmig eine Wahl offen durch Handaufheben. Die übrigenVorstandsmitglieder ( §17Abs.
1 b ) Können offen ( durch Handaufheben ) gewähltwerden, falls die Mitgliederversammlung
aufAntrag des Wahlleiters oder mindestens eines Fünftelder anwesenden Mitglieder nlcht eine
schriftliche Wahl mit Stimmzetteln beschließt. Die Leitung des Wahlvorgangs obliegt einem
dreiköpfigen Wahlausschuss, der durch Zuruf aus der Mitgliederversammlung gebildet wird.
Einzelheiten zur Abwicklung des Wahlverfahrens kann der Eiweitege Vorstand in einer
Wahlordnung regeln.

'*

(3) Scheidet ein Mitglied des Erweiterten Vorstands währendder Amfsperiode vorzeitig aus, kann
dessen Aufgabe durch ein anderes Vorstandsmitglled übernommenwerden. Die Ausübungvon
bis zu zwei Vorstandsämtern( Personalunion) mit Ausnahme des Geschäftsführersist zulässig.

(4) Scheidet ein Mitglied des Erweiterten Vorstands währendderAmtsperiode vorzeitig aus, so ist
der Vorstand nach §26 BGB berechtigt, durch Beschluss ein kommissarisches Mitglied des
Erweiterten Vorstands bis zur nächsten Mitgllederversammlung zu bestimmen. Dieses
kommissarische Mitglied des Erweiterten Vorstands muss ein ordentliches Mitglied des Vereins
sein. Das kommissarische Mitglied des Erweiterten Vorstand hat entsprechendes Stimmrecht
im Erweiterten Vorstand. Ist das kommissarische Mitglied auch Mitglied des Vorstands nach §
26 BGB, darf es den Verein zusätzlich im Innen- und Außenverhaltnisvertreten,

(5) Die Bestellung elnes Mitglieds des Erweiterten Vorstands ist jederzeit widerruflich unter der
Maßgabe, dass ein wichtiger Grund für den Widerruf vorliegt. Eln solcher Grund Ist
insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen
GeschäftsfDhrung. Die Abberufung eines Vorsfandmitglieds obliegt dem Vereinsausschuss.

(6) Mitglied des Eiweiterten Vorstands kann nur ein ordentliches Mitglied des Vereins werden.
(7) OrdnungsgemäßeSitzungen des Vorstands nach §26 BGB und Sitzungen des Erweiterten

Vorstands werden vom dem 1, Vorsitzenden, bel dessen Verhinderung von einem der
stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen und geleitet.

(8) Der Erweiterte Vorstand ist auch dann beschlussfähig und in der Geschäftsführungnicht
beschränkt,wenn er - gleich aus welchem Grund - nach den Regelungen dieser Satzung nicht
vollständigbesetzt ist. jy

(9) Der Erweiterte Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder
anwesend ist, und sich darunter der 1. Vorsitzende oder bei dessen Verhinderung die beiden
2. Vorsitzende befinden. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen gefasst.

(10)uber Vorstandssitzungensind Protokollezuführen,dievom Protokpllführerund demLeiterder
Sitzung zu unterzeichnen sind.

(11)1m Einzelfall kann der 1. Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne
Gegenstände nicht in einer ordnungsgemäßenVorstandssitzung, sondern in Hybridform oder
im elektronischen Umlaufverfahren erfolgt. Fürdieerforderliche Mehrheit bei der Entscheidung
im Umlaufverfahren gelten die allgemeinen Regelungen dieser Satzung über die
Beschlussfassung des Erweiterten Vorstands. Die Frist der Zustimmung zur Beschlussvorlage
legt der 1. Vorsitzende im Einzelfall fest, sie muss mindestens drel Tage ab Zugang der Vorlage
betragen. Wenn ein Mitglied des Erweiterten Vorstands innerhalb dieser Frist der
Beschlussfassung im elektronischen Umlaufverfahren an den 1. Vorsitzenden widerspricht,
muss die Beschlussfassung in einer ordnungsgemäßenVorstandssitzung erfolgen. Wenn ein
Mitglied des Erweiterten Vorstands innerhalb der gesetzten Frist keine Stimme abgibt, gilt dies
nicht als Zustimmung und das elektronische Umlaufverfahren ist gescheltert. Die auf diese



Weise gefassten Beschlüsse sind im Protokoll der nächsten ordnungsgemäßen
Vorstandssitzung zu dokumentieren.

(12)Die Mitglieder des Erweiterten Vorstandes bleiben grundsätzlichüberihre Amtszeit hinaus bis
zur Wahl neuer Vorstandsmitglieder im Amt

(13)Die Mitglieder des Erweiterten Vorstandes sind nicht stimmberechtigt, wenn die
Beschlussfassung die Vornahme eines Rechtsgeschäfts mit ihnen oder die Einleitung oder
Erledigung eines Rechtsstreits zwischen ihnen und dem Verein betrifft. Der Ausschluss des
Stimmrechts gilt ebenso, wenn nahe Angehörige des Mitglieds des Erweiterten Vorslandes
betroffen sind.

§18 Aufgaben und Zuständigkeitendes Erweiterten Vorstands

(1) Der Erweiterle Vorstand leitet den Verein und verwaltet das Vereinsvermögen. Ihm obliegt die
Erfüllung der Aufgaben, die nicht durch Gesetz oder Satzung einem anderen Vereinsorgan
übertragensind.

(2) Die interne Aufgabenverteilung legt der Erweiterte Vorstand In eigener Zuständigkeitfest und
regelt die Einzelheiten in einer Geschäftsordnung. Dabei ist insbesondere festzulegen, welche
Aufgaben und Zuständigkeiten in den Bereich der Gesamtgeschäftsführungfallen und welche
Aufgaben durch einzelne Mltglleder des Erweiterten Vorstands eigenverantwortlich
wahrgenommen werden ( Ressortprinzip ). Ebenfalls ist festzulegen, welche Aufgaben und
Zuständigkelten im Rahmen der Betreuung und Steuerung des Sporlbetriebs in den
Abteilungen durch einzelne Mitglieder des Erweiterten Vorstands eigenverantwortlich
wahrgenommen werden ( Patronatsprinzip ). Die eigenverantwortliche Wahrnehmung von
Aufgaben imjeweiligen Ressort schließtden Geschäftsführerund sein Ressort ausdrücklichmit
ein.

§19 Geschäftsführerund Geschäftsstelle

(1) Der Verein kann einen hauptamtlichen Geschäftsführerbeschäftlgen. Die Entscheldung
hierübertrifft der Vorstand nach §26 BGB. Der Geschäftsführerwird vom Vorstand nach §26
BGB bestellt, der auch den Anstellungsvertrag abschließt.

(2) Der Geschaftsführer wird unabhangig von einer vertraglichen Anstellung als Besonderer
Vertreter nach § 30 BGB bestellt. Als Besonderer Vertreter nach § 30 BGB wird der
Geschäftsführerin das Vereinsreglster eingetragen. Er erhältvom Vorstand nach §26 BGB
eine Bestellungsurkunde.

(3) Der Geschäftsfohreruntersteht unmittelbar dem Vorstand nach §26 BGB und ist nur diesem
gegenüber verantwortlich und weisungsgebunden. Im Ubrigen gelten die
Tätigkeitsbeschreibung und derAngestelltenvsrtrag des Geschäftsführers.

(4) Der Verein unterhälteine Geschäftsstelle, die den Erweiterten Vorstand in der Wahrnehmung
seiner Geschäftsführungsaufgabeunterstützt und die routinemäßigenVerwaltungsaufgaben
übernimmt. Elnzelheiten sind in einer Geschäfts- und Arbeitsordnung zu regeln, die vom
Erweiterten Vorstand zu erlassen ist.

(5) Der Geschaftsführerist im Innenverhältnis insbesondere fürfolgende Aufgaben zustandig:
a. Ausführung und Umsetzung der BeschlQsse, Entscheidungen und Wsisungen des

Vorstands nach §26 BGB und des Erweiterten Vorstands
b. Abwicklung der Vereinsgeschäfte in enger Abstimmung mit den anderen

Ressortinhabern im Erweiterten Vorstands
c. Unterstützung der Patrone in ihrer Aufgabe der Betreuung und Steuerung des

Sportbetriebs in den Abteilungen
d. Leitung und Organisation der Geschaftsstelle
e. Vorbereitung der Behandlung von Rechts-, Steuer- und Versicherungsangelegenheiten
f. Förderungund Weiterentwicklung des Vereins

(6) Die rechtsgeschaftliche Vertretungsbefugnis des Geschäftsführersals Besonderer Vertreter
nach §30 BGB erstreckt sich auf folgende Aufgaben und Zuständigkeiten;

a. Personalangelegenheiten bezüglich der ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiter des
Vereins

b. Nutzung fremder Sportstättenund Nutzung vereinseigener Sportstättendurch Dritte



c, Zentrales Beschaffungswesen
d, Marketing und Sponsoring
e. Hinzuziehen von Experten in Rechts-, Steuer- und Versicherungsangelegenheiten

(7) Im Rahmen der zugewiesenen Aufgaben und Zuständigkeitenvertritt der Geschäftsführerden
Verein im Rechtsgeschäfteverkehrnach innen und außen.Die Vertretungsmacht erstreckt sich
jedoch nur auf die Rechtsgeschäfte, die das zugewiesene Geschäftsfeldmit sich bringt.

(8) Im Außenverhältnis darf der Geschäftsführer von seiner Vertretungsmacht nur bei
Rechtsgeschäften Gebrauch machen, die den Verein im Einzelfall mit einem Betrag bis zu
10000 €verpflichten. Bei wiederkehrenden Leislungen und Dauerschuldverhältnissen darf
dieser Geschäftswertpro Kalenderjahr nicht überschritlenwerden. Rechtsgeschäfte, die über
diesen Geschäftswert liegen, fallen in die Zustandigkeit des Vorstands nach §26 BGB, auch
wenn es sich um eine laufende Angelegenheit und damit eine Zuständigkeit des
Geschäftsführershandelt.

(9) Der Geschäftsführerist nicht berechtigt, folgende Rechtsgeschäfteeinzugehen:
a. Uberlassungsverträge( Miet-, Pacht- und Leihverträge)
b. Darlehens- und Bürgschaftsverträge
c. Gesellschaftsverträge
d. Erwerb, Veräußerungund Belastung von GrundstQcken
e. Anstellungsverträge

(10)Der Vorstandnach§26 BGBistermächtigt,ineinerGeschäftsordnungfürdenGeschäftsführer
Im Innenverhältnis weitergehende Regelungen und Anweisungen zu Aufgaben,
Zuständigkeitenund Arbeitsweise des GeschäftsfQhrerszu treffen.

(11)Der Vorstand nach §26 BGB kann die Bestellung des Geschäftsführersals Besonderen
Vertreter nach §30 BGB vor Ablauf der Amtszeit nur widerrufen, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt. Ein solcher Grund Ist namentlich grobe Pflichtverletzung, Unfähigkeit zur
ordnungsgemäßenGeschäftsführungoder Vertrauensentzug durch den Vorstand nach §26
BGB. Die organschaftliche Abberufung als Geschäftsführerberührtein etwaig bestehendes
Arbeitsverhältnisnicht.

§20 Der Vereinsausschuss

(1) DerVereinsausschuss bestehtaus: f '
a. den Mitgliedern des Erweiterten Vorstands und
b. den Verantwortllchen der Abfeilungen des Vereins, bei deren Verhinderung einem von

ihnen bestimmten Vertreter
(2) Dem Vereinsausschuss obliegen ausschließlichfolgende Aufgaben:

a. Beratung des Erweiterten Vorstands bei allen wichtigen Vereinsangelegenheiten und
Unterstützung des Erweiterten Vorstands bei der Koordinierung der Abtellungen des
Vereins

b. Beschlussfassung überdie Neugründungund AuflösungelnerAbteilung aufAntrag des
Erweiterten Vorstands

c. Beschlussfassung über die Beschwerde eines Mitglieds gegen einen
Ausschlussbeschluss des Erweiterten Vorstands

d. Entgegennahme der Informationen zum aktuellen Vereinsgeschehen
e. Vorbereitung von Satzungsänderungen
f. Beschlussfassung in allen sonstigen ihm vom Erweiterten Vorstand vorgelegten

Angelegenheiten
g. Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten unter den Vereinsabteilungen, soweit

eine gütlicheRegelung durch den Erweiterten Vorstand ohne Erfolg geblieben ist
(3) Sitzungen des Vereinsausschusses finden jahrlich mlndestens elnmal stalt.
(4) Vereinsausschusssitzungen werden vom 1 . Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem

stellvertretenden Vorsitzenden elnberufen und geleitet. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter
Bekanntgabe der Tagesordnung wenigstens eine Woche vor dem Sitzungstag.

(5) Eine Ausschusssitzung muss einberufen werden, wenn ein Viertel der Ausschussmilglieder
dies unterAngaben des Grundes verlangt.



(6) Die Beratungsgegenständewerden vom Enveiterten Vorstand vorbereitet. Anträgevon anderen
Ausschussmitgliedern zur Behandlung in der Ausschusssitzung müssenwenigstens drei Tage
vorher beim Erweiterten Vorstand eingereicht werden. Dringlichkeitsanträgesind unmittelbar in
derSitzung zulässig.

(7) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte seiner Mitglieder und der 1.
Vorsitzende oder bei dessen Verhinderung zwei stellvertretende Vorsitzende anwesend sind.
Wird der Ausschuss zum zweiten Male zur Verhandlung über denselben Gegenstand
einberufen, so ist er ohne Rücksichtauf die Zahl der Erschienen beschlussfähig.

(8) Beschlüsse werden mit der relativen Mehrheit der abgegebenen Stimmen in offener
Abstimmung gefasst. Kein Milglied darfsich der Stimme enthalten. AufAntrag des Erweiterten
Vorstands oder eines Fünftel der anwesenden Ausschussmitglieder kann auch schriftlich mit
Stimmzetleln abgestimmtwerden.

(9) Scheidet ein Mitglied des Ausschusses aus dem Verein aus oder erklärtes seinen Rücktrittaus
der bekleideten Vereinsfunktion, so tritt der satzungsgemäßeVertreter an seine Stelle.

(10)1m Einzelfall kann der 1. Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne
Gegenstände nicht in einer ordnungsgemäßen Vereinsausschusssitzung, sondern im
elektronischen Umlauh/erfahren erfolgt. Fürdie erforderliche Mehrheit bei der Entscheidung im
Umlaufverfahren gelten die allgemeinen Regelungen dleser Satzung über die
Beschlussfassung des Vereinsausschusses. Die Frist der Zustimmung zur Beschlussvorlage
legt der 1. Vorsitzende im Einzelfall fest, sie muss mindestens drei Tage ab Zugang der Vorlage
betragen. Wenn die Mehrheit des Vereinsausschusses innerhalb dieser Frist der
Beschlussfassung im elektronischen Umlaufverfahren an den 1. Vorsitzenden widerspricht,
muss die Beschlussfassung in einer ordnungsgemäßenVereinsausschusssitzung erfolgen.
Wenn die Mehrheit des Vereinsausschusses innerhalb der gesetzten Frist kelne Stimme abgibt,
gilt dies nicht als Zustimmung und das elektronische Umlaufverfahren ist gescheitert.

(11)Ausschussmitglieder dürfenAnsprüche Dritter gegen den Verein nur als gesetzliche Vertreter
geltend machen.

(12)Mitglieder des Ehrenrates haben das Recht, an den Ausschusssitzungen beratend
teilzunehmen.

(13)Die 1. Vorsitzenden der Fördervereine,bzw. bei deren Verhinderung deren Stellvertreter haben
das Recht, an den Ausschusssitzungen beratend teilzunehmen,

(14)0ber die Vereinsausschusssitzungen sind Protokolle zu fflhren, die vom Protokollführerund
dem Leiter der Sitzung zu unterzeichnen sind.

t y
§21 Der Ehrenrat

(1) Der Ehrenrat besteht aus den Ehrenvorsitzenden des Vereins und drei weiteren Mitgliedern.
Die drei weiteren Mitglieder werden von den Ehrenvorsitzenden auf dle Dauer von drei Jahren

gewählt.
(2) Der Ehrenrat wird nur in den in dieser Satzung bestimmten Fällentätig(u. a. Entscheidung über

die Beschwerde eines Mitglieds gegen einen Aufnahmeablehnungsbeschluss und Einberufung
der außerordentlichen Mitgliederversammlung); darüber hinaus aber dann, wenn die übrigen
Vereinsorgane aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht In Funktion treten. Im
Verhältnis zu den übngen Organen des Vereins hat er beratende Funktion. Streitigkeiten
zwischen Mitgliedern des Vereins und Vereinsorganen, die vom Eiweiterten Vorstand bzw.
Ausschuss nicht beigelegt werden können, hat er zu schlichten und zu entscheiden. Der
Ehrenrat wird außerdem in allen Fragen tätig, die ihm vom Erweiterten Vorstand oder
Ausschuss zur Erledigung zugewiesen werden, soweit nicht eine anderweitige Zuständigkeit
gegeben ist.

(3) Scheidet eines der weiteren Mitglieder aus dem Ehrenrat aus oder erklärtes selnen Rücktritt,
so ergänztsich der Ehrenrat bis zur nächstenWahl durch die MitgliedBrversammlung durch ein
von ihm zu bestimmendes Vereinsmitglied.

(4) Der Ehrenrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden. Die Wahl erfolgt In offener Abstimmung.

(5) Für die Sitzungen des Ehrenrates, die Behandlung der Beratungsgegenstände und
Beschlussfassung gelten die fürden Ausschuss festgeteglen Bestimmungen sinngemäß.



§22 Die Abteilungen

(1) Der Verein gliedert sich zur Durchführungseiner satzungsgemäßenAufgaben in Abteilungen.
(2) Die Abteilungen sind rechtlich unselbstandige Untergliederungen des Vereins, aber fachlich

selbständig. Jede Abteilung nimmt in enger Abstimmung mit dem Palron im Erweiterten
Vorstand ihre Angelegenheiten eigenverantwortlich wahr, soweit nicht diese Satzung dem
entgegensteht oder eine andere Abteilung hiervon betroffen ist. In diesen Fällen entscheidet
der Erweiterte Vorstand unter Beachtung und Abwägungder einzelnen Belange.

(3) Die Abteilungen fördern und pflegen die ihrer Abteilung entsprechenden Aufgaben unter
Berücksichtigung der Vereinsinteressen. Sie unteriiegen der Aufsicht des Patrons und des
Erweiterten Vorstands.

(4) Abteilungen können kein eigenes Vermögen bilden. Alle Vermögenswerte und materielle und
immaterielle Rechte einer Abteilung sind Eigentum des Vereins, sofern diese nicht anderweitig
geschaffen, bzw. an andere Institutionen abgetreten worden sind.

(5) Abteilungen dQrfen keine eigene Kasse führen.
v'^f:

§23 DIe Abteilungsmitglieder

(1) Mitglied einer Abteilung kann nur werden, wer zuglelch Mitglied im Verein ist.
(2) Das Mitglied ist in den Abteilungen Mitglied, in denen es entsprechend selnem Aufnahmeantrag

oder einer späterenErklärunggegenüberdem Verein gemeldet ist.
(3) Ein Mitglied kann Mitglied in mehreren Abteilungen sein. '

(4) Jedes stimmberechtigte Mitglied ist in jeder Abtellung stimmberechtigt, in der es gemeldet ist.

§24 Die Abteilungsleltung

(1) Jede Abteilung wird von einer Abtellungsleitung geführt, deren Zusammensetzung sich nach
den BedürfnissenderAbteilung richtet. Sie muss mindestens aus dem Abteilungsleiter, einem
stellvertretenden Abteilungsleiter sowie dem Schriftführerbestehen.

(2) Die Abteilungsleitung wird fürjeweilsdrei Jahre durch die Mitglieder der betreffenden Abteilung
gewählt.

(3) Scheidet der Abteilungsleiter während der Amtsperiode vorzeitig aus, kann dieses Amt durch
seinen Stellvertreter bis zur nächsten Wahl in der Abtellungsversammlung kommissarisch
übernommen werden. Scheidet ein anderes Mitglied der Abteilungsleitung während der
Amtsperiode vorzeitig aus, kann dieses Amt durch ein anderes Abteilungsmitglied bis zur
nächsten Wahl in der Abteilungsversammlung kommissarisch übemommen werden. Der
Erweiterte Vorstand ist berechtigt, durch Beschluss einen kommissarischen Abteilungsleiter bis
zur nächstenAbteilungsversammlung zu bestimmen.

(4) Die Abteilungsleitung leitet und führt die jeweilige Abteilung in eigener Veranlwortung und
Zuständigkeit.Sie ist verantwortlich füralle organisatorischen und fachlichen Aufgaben, die für
eine erfolgreiche Arbeit der Abteilung im Sinne der Abteilungsmitglieder und des
Vereinsinteresses im Rahmen der Regelungen dieser Satzung erforderiich sind.

(5) Zu den Aufgaben und ZuständigkeiteneinerAbtellungsleitung gehören insbesondere:
a. verantwortungsvolle Führungder gesamten Abteilung und Gestaltung der notwendigen

und satzungsgemäßenAufbau- und Ablauforganisation
b. Sicherstellung einer satzungsgemäßenWahrnehmung der Vereinsämter und der

Ausübungweiterer Funktionen innerhalb derAbteilung
c. Sicherstellung eines satzungskonformen Trainings-, Wettkampf- und allgemeinen

Sportbetriebs einschließlichder entsprechenden Veranstaltungen
d. Sicherstellung eines sorgsamen Umgangs mit dem Vereinseigentum
e. Aufstellung einesjährlichen Haushaltsplan und Haushaltsführungim Rahmen des vom

Emeiterten Vorstand jeweils festgelegten Abteilungsbudget
f. Wahrnehmung der fachlichen Belange gegenüber den übergeordneten

Sportfachverbänden
g. Sicherstellung einer rechtskonformen Veröffentlichung von Texten und Fotos der

eigenen Abteilung



h. Sicherstellung einer ausreichenden Aus- und Weiterbildung von Amtsinhabern und
weiteren FunktionsträgemderAbteilung sowie Förderungvon Führungsnachwuchs

i. Beschaffung von Finanzmitteln und Pflege der entsprechenden Kontakte zu Förderern
und Sponsoren

(6) Der Erweiterte Vorstand ist berechtigt, Abteilungsleiter von ihrem Amt zu entbinden, wenn diese
es wünschen oder wenn die Belange des Vereins dies erfordern. Bis zur Wahl eines neuen
Abteilungsleiters kann der Erweiterle Vorsland einen kommissarischen Leiter einsetzen.

§25 Haushaltsführungder Abteilungen

(1) Jede Abteilung legt dem Erweiterten Vorstand spätestens zwei Wochen vor Ablauf des
Geschaftsjahres einen Haushaltsplan fQrdas neue Geschäftsjahrvor.

(2) Der Erweiterte Vorstand legt im Rahmen seines Haushaltsplanes und der dem Verein zur
Verfügung stehenden Mitteln sowie unter Berücksichtigung des Haushaltsplanes der
Abteilungsleltung das jewellige Abteilungsbudget fest.

(3) Auf Grundlage des festgelegten Budgets sind die Abteilungen zu einer planvollen und
wirtschaftlichen Durchffihrung der ihnen obliegenden Aufgaben verpflichtet.

(4) ImRahmendeslaufendenGeschäftsbetriebesrufendieAbtellungenbeimErweitertenVorstand
die genehmigten Abteilungsgelder ab. Sie sind verpflichtet, alle Einnahmen und Ausgaben zu
belegen. Die im Rahmen der Haushaltsführung anfallenden Unterlagen und Belege sind von
der Abteilungsleitung zu verifizieren und unverzüglich der Geschäftsstelle zu übermitteln.
UberschüssedQrfen nur mit Zustimmung des Erweiterten Vorstands verwendet werden.

(5) Der Abteilungsleiter hat dem fürdie Abteilung zuständigen Patron im Erweiterten Vorstand
mindestens vierteljährlichzu berichten; eine unverzüglicheBerichtspflicht gilt insbesondere bei
drohenden Verlusten, Uberschuldung oder Verstäßengegen Auflagen.

(6) Zusätzlich zu den Grundbeiträgen können in den Abteilungen folgende Gebühren und
Arbeltsleistungen erhoben werden:

a. Abteilungsbeitrage
b. Aufnahmegebühren '

; ,
c. GebührenfürAbteilungskurse
d. Arbeitsleistung fürdie Abteilung, sofern und soweit dies dem Mitglied zumutbar ist und

das Interesse des Vereins dies erfordert.
(7) überdie Festsetzung, Höheund Fälligkeitdieser Gebührenund Arbeitsleistungen entscheidet

der Erweiterte Vorstand In enger Abstimmung mit den Abteilungsmitgliedern.

§26Abteilungsversammlungund Abteilungsveranstaltungen ; jy:t,. t'
(1) Jährlich ist vom Abteilungsleiter, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden

Abteilungsleiter, eine Abteilungsversammlung einzuberufen und zu leiten.
(2) Die Abteilungsversammlung fasst ihre Beschlüssemit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
(3) überdie Abteilungsversammlungen sind Protokolle zu führen,die vom Protokollführerund dem

Leiter der Versammlung zu unterschreiben und dem Erweiterten Vorstand zuzuleiten sind.
(4) Abteilungsveranstaltungen von größereroder überörtlicherBedeutung müssengegenüberdem

Erweiterten Vorstand rechtzeltlg angekündigtund von diesem genehmlgtwerden.
(5) Der für die jeweilige Abteilung im Erweiterten Vorstand zuständige Patron, bei dessen

Verhinderung ein anderes Mitglied des EpA/eiterten Vorstands ist zu allen
Abteilungsversammlungen und zu allen Abteilungsveranstaltungen einzuladen.

(6) Der fürdie jeweilige Abteilung im Erweiterten Vorstand zuständige Patron und ein weiteres
Mitglied des Erweiterten Vorstands sind bei Abteilungsversammlungen stimmberechtigt.

§27 Kassenprüfer

(1) Der Verein hat zwei KassenprOfer, die von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei
Jahren gewählt werden. Die Kassenprüfer dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des
Vereinsausschusses sein.



(2) Die Kassenprtlfer haben das Recht und die Pflicht, die Vereinskasse und die Buchführung
jährlichzu prüfen. Das Prüfungsrechterstreckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit und
Vollständigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeitder Vorgänge.

(3) Ober die Prüfung haben die Kassenprüfer der Mitgliederversammlung schriftlich Bericht zu
erstatten.

§280rdnungen

(1) Der Verein gibt sich folgende Ordnungen:
a. Geschäftsordnungen des Erweiterten Vorstands, der Geschäftsführung und der

Geschäftsstelle
b. Arbeitsordnung
c. Beitragsordnung
d. Busordnung
e. Ehrenordnung •S' ' '«;

f. Platzordnung : '-

g. Hallenordnung '
h. Kassenordnung
i. Finanzordnung incl. Reisekostenordnung
j. Ubungsleiterordnung
k, Wahlordnung

(2) Soweit es das Interesse des Verelns erfordert, kann der Verein sich weitere Verordnungen
geben.

(3) Alle Ordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in das
Vereinsregister eingetragen. Die Ordnungen dürfender Satzung nicht widersprechen.

(4) Die Ordnungen sind vereinsinterne Aus hrungsbestimmungen, die innerhalb der
satzungsgemäßenGrenzen das Vereinsleben und den Geschäftsgangregeln.

(5) Zustandig für den Erlass, die Aufhebung und Änderungaller Ordnungen ist der Erweiterte
Vorstand.

§29Datenschutzrichtlinie •*

'(fj D'ie Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder und Angestellten des
Vereins erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Satzungszwecks erforderlich ist oder im
EJnzelfall eine ausdrücklicheEinwilligung des Betroffenen vorliegt.

(2) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Rahmen der
Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). >' p

(3) Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenerhebung und -verwendung
erlässtder Verein eine Datenschutzrichtlinie die vom Emeiterten Vorstand beschlossen wird.

(4) Die Datenschutzrichtlinien und ihre Anderungen slnd analog der Regelung zu den Ordnungen
zu veröffentlichen.

§30 Verantwortung fürden Datenschutz

(1) Zur Sicherstellung der Aufgaben und Pflichten nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
bestellt der Erweiterte Vorstand elnen Datenschutzbeauftragten. Die Amtszeit des
Datenschutzbeauftragten entspricht der des Eiweiterten Vorstands.

(2) Der Datenschutzbeauftragte darf nicht einem anderen Organ des Vereins angehörenund ist in
seiner Funktion unmittelbar dem Erweiterten Vorstand unterstellt. Der Dalenschutzbeauftragte
unterliegt im Rahmen seiner gesetzlich geregelten Aufgaben keinen Weisungen eines
Vereinsorgans,

(3) Der Erweiterte Vorstand ist ermächtigt, auch einen externen Dritten mit der Aufgabe des
Datenschutzbeauftragten zu betrauen.



(4) Die Aufgaben des Vereins und des Datenschutzbeauftragten ergeben sich derzeit aus dem
Bundesdatenschutzgesetz ( BDSG ). Der Datenschutzbeauftragte schlägt dem Enweiterten
Vorstand erforderljche rechtliche und organisatorische Maßnahmen im Bereich des
Datenschutzes und der Datensicherheit vor. Uber seine Tätigkeitwlrd der Erweiterte Vorstand
regelmäßigschriftlich unterrichtet.

(5) Mit Inkrafttreten der Europaischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) gelten deren
Regelungen. DerVerein bestimmt nach Maßgabeder DS-GVO einen Verantwortlichen fürden
Datenschutz, der gegebenenfalls mit der Person des Datenschutzbeauftragten identisch sein
kann. Der Verein und der Verantwortliche für den Datenschutz müssen insbesondere die
Regelungen fürdie Datensicherheit gem. Art 25 bis 31 DS-GVO beachten.

§31 Auflösungdes Verelns

(1) Eine Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung
beschlossen werden. Auf der Tagesordnung ist als einziger Punkt die Beschlussfassung über
die Auflösunganzukündigen.

(2) Die Auflösung des Vereins kann nur beschlossen werden, wenn mindestens zwei Drittel aller
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind und drei Viertel der anwesenden
stimmberechligten MitgliederdieAuflösungdesVereins bestimmen.

(3) Ist eine derartige Mitgliederversammlung aufgrund zu geringer Beteiligung nicht beschlussfahig,
so ist binnen sechs Wochen eine weitere IVIitgliedervsrsammlung einzuberufen. Diese
beschließtdann mit drei Viertel Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ohne Rücksicht
auf die Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mltglieder.

(4) Bei Auflösung des Vereins, Entzug der Rechtsfähigkeit oder bei Wegfall steuerbegünstigter
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Altotting, die es unmitlelbar und
ausschließlichfürgemeinnützige, insbesondere sportliche Zwecke zu verwenden hat.

§32 Schlussbestimmung

(1) Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am 14.05.2024 genehmigt.
(2) Sie tritt am Tag nach der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Gleichzeitig erlischt die

bisherige Satzung.
(3) Diese Satzung wird durch den Vorstand nach §26 BGB aufder Homepage des Vereins unter

wvw.tv-altoetting.de bekanntgegeben.

Altötling, 14.05.2024

S. (^L/^r
Bruno Langlrt'hner

1 .Vorsitzender


